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Dev kommmrkMsche
ch.rvettavbettsloserrtag-'

Blutige Zusammenstöße in Leipzig und Köln
Die Kommunisten hatten zum gestrigen Mittwoch in Deutsch¬

land und im Ausland einen „Weltarbeitslosentag " und „Hun¬
germärsche " proklamiert, und die Folge davon waren , wie zu
erwarten , Ausschreitungen und auch blutige Zusammenstöße.
Die Kosten tragen neben den verletzten Polizeibeamten ver¬
hetzte Leute und sogar Unbeteiligte. Hoffentlich wird man sich
aber mehr als bisher an die Rädelsführer halten.

In Berlin kam es verschiedentlich zu Plünderungen und
Diebstählen in Lebensmittelgeschäften. An verschiedenen Stel¬
len Berlins versuchten Kommunisten während des ganzen
Tages Erwerbslosenzüge zu bilden, die jedoch überall von der
Polizei aufgelöst wurden. Die des öfteren angegriffene Polizei
mutzte mit Schreckschüssen und dem Gummiknüppel die Ord¬
nung wiederherstellen. Ein Oberwachtmeister und ein Ober-
leutnant wurden erheblich verletzt . Einige Sistierungen konn¬
ten vorgenommen werden.

In Leipzig wurden Polizeibeamte , die einen kommunistischen
Demonstrationszug auflösen wollten, von den Demonstranten
mit Steinen beworfen und beschossen, worauf sie ihrerseits das
Feuer erwiderten. Sechs Polizeibeamten wurden durch Stein¬
würfe, einer durch einen Streifschuh verletzt . -Bier Demon-
stranten wurden getötet. Unter den Schwerverletzten befindet
sich auch ein zwölfjähriger Knabe, der einen Steckschuß in die
Schläfe erhielt, als er, in einer Haustür stehend , den Aus¬
schreitungen zusah.

In Nürnberg wurden kommutiistische Demonstrationsversuche
mit Hilfe des Gummiknüppels im Keime erstickt.

In München bewarfen erwerbslose Demonstranten die Po¬
lizei mit Steinen , doch wurden sie von der Polizei zerstreutund zwei Personen festgenommen. Auch in Köln mutzte die
Polizei gegen demonstrierende Erwerbslose einjchreiten, die
durch Steinwürfe mehrere Personen verletzten. Mehrere De¬
monstranten wurden verhaftet . Im Rnhrgebiet kam es zukeinen größeren Ausschreitungen. In Bochum und Castrop-
Rauxel mutzten Erwerbslosenzüge unter Anwendung des
Gummiknüppels aufgelöst werden.

In Saarbrücken und in Neunkirchen kam eS zwischen Tau¬
senden von Erwerbslosen und der Polizei , die mit Steinen be¬
worfen wurde, wiederholt zu Zusammenstößen, wobei eine An-
?
ahl Erwerbsloser und Schutzpolizeibeamte Verletzungen er -
itten.

*
Nach den aus dem Ausland vorliegenden Meldungen hat der

„Wetterwerbslosentag " nirgends zu größeren Zwischenfällengeführt . Es kam in Dänemark, Schweden, Frankreich, Spanienund der Tschechoslowakei vielfach zu Demonstrationen , die je¬
doch , wo sie die öffentliche Ordnung zu stören drohten, von der
Polizei aufgelöst werden konnten. In Kopenhagen wurden
zirka 80 Fensterscheibeneingeschlagen, ferner wurden Lebens¬
mittelläden geplündert . Die Polizei benutzte zum ersten Male
zur Auflösung von Ansammlungen Polizeihunde , deren Er¬
scheinen wiederholt veranlatzte, daß große demonstrierendeGruppen in wilder Panik auseinanderstoben .

ch
über die Zwischenfälle in Baden berichten wir an andererStelle .

Vemtftdbe Sorrtbttdung
für arbeitslose Luserrdliibe

Ende Dezember v . I . hatte der Präsident der Reichsanstalt
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung besondere
Maßnahmen für die berufliche Fortbildung arbeitsloser Ju¬
gendlicher augeordnet. Inzwischen sind, wie die Reichsanstalt« itteilt , in vielen Bezirken des Reiches zweckmäßige Beranstal »
tungen auf diesem Gebiete ins Leben gerufen worden.So wird z. B. bekannt, daß im Bereich « des LandeSarbeitS-
amteS Westfalen feit Januar d. I . 20 Arbeitsämter beruflicheBildung«Maßnahmen für Jugendliche eingerichtet haben, durchdie 8868 Arbeitslose im Alter von 17 bis 81 Jahren (darunter
1648 weibliche ) erfaßt werden. Der Kreis dieser Personen«rwettert sich ständig. Das Zusammenwirken der Arbeits¬ämter mit den Berufs - und Fachschulen zeitigt gute Erfolge .Da die Gemeinden sich an den Sachkosten beteiligen, kann mit
verhältnismäßig geringen Mitteln fruchtbringende Arbeit im
Kanipfe gegen die beruflichen und seelischen Gefahren der Ar¬
beitslosigkeit geleistet werden.

Ein bemerkenswertes Beispiel bilden auch die von einem
icheinischen Arbeitsamt in Verbindung mit dem Jugendamt»nd der Volkshochschule durchgeführten Arbeitsgemeinschaften»in denen bereits im Dezember v. I . 876 arbeitslose Jugend¬lühe erfaßt wurden . Wo eS , wie schon jetzt vielfach , geUngt,die Berufsschulen, das Amt für Leibesübungen sowie die Be¬
rufsverbände und weltanschaulichen Bereinigungen in diese
Genieinschastsarbeit hineinzuziehen, findet die vom Arbeits¬amt erstrebte berufliche Fortbildung eine wertvolle Ergänzung
Aach der Seite der allgemeinen Bildung, der Jugend - und Ge¬
sundheitspflege. ES ist anzunehmen , daß schon in kurzer Zeitau» weiteren Teilen des Reiches über einen praktischen Fort¬
gang dieser Bestrebungen berichtet werden kann.

Slotterrvevba«- l»ruserr in Rom
WTB . Rom, 28 . gebt . (Tel .) Heute vormittag 11 Uhr began-

aen im Palazzo CMi die Verhandlungen zwischen dem Staats¬
sekretär des Äußeren , Hendersvn , und dem britischen Lordadmiral
Alexander mit dem italienischen Außenminister Grandi und dem
italienischen MarineminifterSirianai sowie dem italienischen Sach¬
verständigen .

Letzte Nachrichten
41m die GefvrevttEchettrfuhv
Der Ausschuß für ei« Kontingent von

50 000 Tonnen
« DZ. « et ( in , 26. Febr. (Tel.) I « Handelspoli -

tischen Ausschuß des Reichstags wurde am Donners¬
tag mit elf gegen acht Stimme« der sozialdemokra¬
tische Antrag angenommen, « »»ach ab 1. März zur « rr -
sorgung der minderbrmtttelte» Bevölkerung mit billigem
Fleisch wieder ein Kontingent üir 50 000 Tonne »
Gefrierfleisch znr zollfreien Einfuhr zngelaffen wird.
Für den sozialdemokratische » Antrag stimmten Sozkaldemo-
kraten, Kommunisten und Staatspartei . Zwei Zentrumsabge -
»rdnete enthielten sich der Stimme . Es fehlten die fünf Na¬
tionalsozialisten und die zwei Deutschnationale«.

Der Zentrumsabg . Dr. Deffauer hatte einen Kompromiß¬
vorschlag gemacht . Danach soll die Rerchsregierung verpflichtet
sein, ein zollfreies Gefrierfleischkontingent bis z» 86 600 Tonnen
jährlich zuzulassen , falls nach den Feststellungen des Reichsernäh¬
rungsministeriums die Fleischpreise eine Erhöhung über den Stand
vom 28. Februar 1931 aufweisen . In die Durchführungsbestim¬
mungen hierzu soll die Regierung besondere Ächerungen auf¬
nehmen , daß das Gefrierfleisch auf dem Wege von den Impor¬teuren bis zu den Verbrauchern nicht ungerechtfertigt verteuert
wird . Groß- und Kleinhandelspreise sollen planmäßig beaufsich-
ttgt und wirksam kontrolliert werden. Um diesen Antrag ging
heute im Ausschuß der Kampf . Da Deutschnationale und Na¬
tionalsozialisten an den Beratungen nicht teilnahmen, hing das
Schicksal des Antrags von der schließlichen Haltung der Sozial¬
demokraten ab.

Die Kommunisten forderten sogar eine Erhöhung des Kon¬
tingentes auf 120 000 Tonnen .

GewevkschafssMvev
bei Atttderrbuirg

Besprechungen über die Arbeislofigkeit
und Lohnpolitik

CNB . Berlin , 26. Febr. (Priv .-Tel.) Wie wir erfahren»empfing der Reichspräsident heute Mittag um M12 Uhrin Gegenwart des ReichsarbeitsminifterS die Führer derGe -
werkfchaftSverbände , und zwar der Freien Gewerkschaf¬
ten, der Christlichen Gewerkschaften und deS Gewerkschaftsrings .ES ist anzunehmen, daß die Gewerkschaftsvertreter dem Reichsprä¬
sident«» ihre Anschauunge« über die Arbeitslosigkeit «ud
die Notwendigkeit , chr durch energische Maßnahmen zu entgegnen ,vortrugen. Außerdem dürfte auch die Frage der Lohnsenkung
znr Sprache gebracht worden sein. In Gewerkschaftskreise» stehtman auf dem Standpunkt, daß die LohnsrnkungSpolitik baldmöglichst
zum Abschluß gebracht werden muß.

Ei «
. km . . /»tri .jweoitmfmm

FranzösischeAblehnung eines englischen Plane -
WTB . Paris , 26. Febr. (Tel.) A«S einem Arttkel de»

„Echo de Paris ", der sich mit der FinanzpolitikFrankreichs beschäftigt und die Frage erörtrrt , wie
Frankreich seine finanzielle Macht in den Dienst fei¬ner Politik stelle» könne, erklärt man, daß der Gouver¬neur der Bank von England, Rontagne Norman , wäh¬rend der letzte« Sitzung de« Berwaltungsrat » der Jnternati » .
»ale» Zahlungsbank de« Pta « der Schaff««« eines Inter¬nationalen Kreditinstituts " erörtert habe.

Dieses Jnstttut würde — nach Normans Äußerungen —
Obligationen zugunsten von Unternehmungen auflegen , die
seiner Ansicht nach in den verschiedenen Ländern empfehlens¬wert und des Interesses würdig wären . Die von diesem In¬stitut auSgeliehenen Kapitalien würden zumeist französischer
Herkunft sein . Deshalb verstehe es sich von selbst, daß Frank¬
reich nicht in diesen Plan eintreten könne. Die Politik sei
gegenwärtig zu eng mit der Wirtschaft verbunden, als daßman auch nur vom Standpunkt des Geldgebers die politischen
Wirkungen einer Kreditoperation außer acht lassen könnte.
Frankreich müßte seinen Kapitalstrom dorthin leiten, wo er
„zur Konsolidierung de» Friedens " beitrage.

Nach dem „Oeuvre " soll das englischerseitS vorgeschlagene
Finanzinstitut zwar nicht mit der Internationalen Zahlung »,
bank in Basel vereinigt werden, aber in Verbindung mit ihrarbetten .

Ei « Dummers«Rgr»streich
CNB . Berlin, 26. Febr. (Priv .-Tel.) Heute morgen warenin Berlin Gerüchte von einem Attentat auf den früheren Poli¬

zeipräsidenten Zörgiebel, der in Zehlendorf wohnt, verbreitet. Wie
wir von zuständiger Stelle erfahren, kann von einem Attentat
keine Rebe sein. Sowohl Herr Zörgiebel , al» auch der Polizei¬präsident Greszinski haben einen Brief in einem gewöhnlichengrünen Kouvert erhalten, in welchem sich eine Streichholzschachtel,
sowie Papierschnitzel und einige kleine Zellnlvibreste befanden. Al»
der Brief an Zörgiebel angerissen wurde, entstand durch Ent -
zündung eines Stteichholzes eine kleine Flamme, die sofort wieder
verlöschte. Bei dem Brief an Herrn GreszinSki ist überhaupt
nichts passiert . Es dürfte suh lediglich um einen dummen Scherz
handeln .

*Fvankvek<h nnd
die Älbvüstuttg

Die französische Regierung hat gerade in den letzten
Tagen den Beweis dafür geliefert , daß es ihr auf . eine
wirklich ehrliche und brauchbare Verständigungspolitik
nicht ankommt , daß sie sich vielmehr auch heute noch unter
dem Worte „Verständigung mit Deutschland" erne Politik
vorstellt , die uns für immer zu einer Macht zweiten Ran¬
ges stempelt und die militärische Überlegenheit Frank-
reichs für alle Zeiten festlegt. In geradezu klassischer
Weise hat der französische Kriegsminister Maginot die
Grundgedanken dieser französischen Politik in einer Kam¬
merrede umschrieben.

Er hat erklärt : „Keine Macht, die den Friedensvertrag
von Versailles unterzeichnet hat , kann auf die Klauseln
verzichten, durch die die Rüstungsbeschränkung Deutsch-
lands sestgelegt wird. Unsere augenblickliche Rüstung
hängt tatsächlich von diesem Zustand ab . Wenn Deutsch¬
land sich seinen Verpflichtungen entziehen würde, wären
wir genötigt , unsere Bewaffnung heraufznsetzrn anstatt
herabzusrtzen. Das würde also nicht eine Beschränkung ,
sondern ein neues Wettrüsten geben. Man kann die Ab¬
rüstung der Völker nicht dadurch erzielen , daß man damit
anfängt , die bestehenden Abmachungen nicht zu berücksich¬
tigen . Man darf doch nicht sagen, daß alle Nationen auf
den Fuß der Gleichberechtigung gestellt werde» müßte«.
Wenn man die Kriegsgefahr zum Verschwinden bringen
will , ist es nur gerecht , ja notwendig , daß denen, die die
Angreifer gewesen sind , die strengsten Beschränkungen
auferlegt werden, und daß die Nationen , die nicht an¬
gegriffen haben und die sich weigern , anzugreifen , nicht
dulden können , daß die militärischen Bestimmungen des
Versailler Vertrages in Frage gestellt werden.

"
Wir dürfen dem französischen Kriegsminister dankbar

sein dafür , daß er in so offenherziger Weise die Auffas-
sung der ffanzösischen Regierung und der Mehrheit deS
französischen Volkes bekundet hat. Alle schönen Reden
Briands haben bisher nur den einen Zweck gehabt, dieser
Auffassung eine Form zu geben, die weniger anstößig ist
und die Pariser Außenpolitik zu allerlei schlauen Manö¬
vern unter dem Motto „Friede und Verständigung " be-
fähigt .

Die Franzosen sind von jeher Meister der politischen
Propaganda gewesen . Und wenn ein französischer Staats¬
mann die Kunst dieser Propaganda beherrscht, so ist eS
Briand . Nur zuviele sind ihrer Suggestion erlegen. Auch
in Deuffchland ! Heute wird wohl kein deutscher Staats¬
bürger mehr daran zweifeln , daß die ganze französische
Politik der letzten Jahre nur das eine Ziel verfolgt hat,
mit den Mitteln einer friedlich ausschauenden Diplomatie
die Überlegenheit Frankreichs so zu untermauern, daß sie
auch den Stürmen einer Abrüstungskonferenz trotzen
kann.

Seitdem das deutsche Volk in allen seinen Teilen und
mit ihm seine Regierung erst einmal begriffen hatte, was
die sog. „Locarnopolitik " in französischer Auslegung
eigentlich zu bedeuten bat, hat sich bei uns der nationale
Wille zum Widerstand geregt ; und dieser Wille umfaßt
heute alle Schichten des Volkes, da sie alle von der Er¬
kenntnis durchdrungen sind, daß jene Ziele der französi¬
schen Politik die dauernde Bedrückung Deutschlands in
sich schließen, den Welffrieden gefährden und sonach vom
patriotischen Standpunkt aus wie vom pazifistischen
Standpunkt aus bekämpft werden müssen . Die Tatsache ,
daß sich diese nationale Einheitsfront in Deuffchland ge¬
bildet hat und immer ungestümer auf ihrem Recht be-
harrt, hat wahrscheinlich den französischen Kriegsmini¬
ster veranlaßt , die Bahnen Briandscher Diplomatie zu
derlaffen und mit rücksichtsloser Offenheit die wahre Auf-
faffung Frankreichs vor aller Welt zu enthüllen.

Herr Maginot lehnt also die Forderung nach der Gleich ,
berechffgung Deutschlands rund heraus ab. Die Bestim¬
mung des Friedensvertrages , die aus der deutschen Ab¬
rüstung eine Verpflichtung zur Abrüstung aller Unter¬
zeichner macht , wird von ihm einfach bei Seite geschoben.
Und schließlich bekennt sich Herr Maginot zu der für
Frankreich so bequemen Theorie , daß Deutschland , da es
Angegriffen " habe und am Kriege schuld fei, auch wei¬
terhin ganz bestimmte Beschränkungen in militärischer
Hinsicht auf sich nehmen müsse .

Das fft ein völlig unmöglicher Standpunkt . Sogar
die „Frankfurter Zeitung " tritt Herrn Maginot in ihrem
gestrigen Abendblatt mit Schärfe entgegen. Und sie er -



klärt , daß die deutsche Reichsregierung nunmehr gezwun¬
gen werde, die Frage der Kriegsschuld offiziell als hoch¬
aktuelle , politffche Frage aufzugreifen. Durch den Be¬
schluß des Reichstages, der die Revision des Kriegsschuld¬
paragraphen fordert, wird ihr eine Aktion in dieser Rich¬
tung ja besonders erleichtert.

JnKvischen tut die französische Politik alles , um die Ab-
rüstungskvnferenz, die im nächsten Jahre zu einer end¬
gültigen Beschlußfassung zusammentreten soll, in ihrem
Sinne zu beeinflussen . Und wieder ist es England , das
zu gewinnen versucht wird . Es haben in der letzten Zeit
sehr eingehende Berhandlungr « stattgefunden, und man
spricht bereits von Vereinbarungen . Diese Vereinbarun¬
gen sollen nach französischem Wunsch zwei Zielen dienen,
einmal der dauernden Rüstungsbeschränkung in Deutsch¬
land, und zweitens der dauernden Sicherung der mili¬
tärischen Überlegenheit Frankreichs, und zwar speziell
auch Italien gegenüber. Zweifellos wird der französische
Reichtum , der Überfluß Frankreichs an finanziellen Mit¬
teln, in der nächsten Zeit noch viel stärker in den Dienst
dieser Pariser „Abrüstungspolitik" gestellt werden. Um
es mit einem kurzen Wort zu sagen : ni " n wird von Paris
aus den Versuch machen, England, Italien und Deutsch¬
land zu kaufen , um sie willfährig für die französischen
Pläne zu machen. Daß diese Versuche Deutschland ge¬
genüber von vornherein zum Scheitern verurteilt sind,
brauchen wir wohl nicht ausdrücklich zu betonen. Etwas
anderes ist es mit England . Wenn auch neuerdings er¬
klärt wird , daß bei den Verhandlungen zwischen London
und Paris bindende Beschlüsse noch nicht gefaßt seien,
so haben wir doch alle Veranlassung, diesen Verhandlun¬
gen selbst mit dem größten Mißtrauen zuzusehen . Und
die Taffache , daß das militärische Budget Frankreichs
immer mehr anschwillt und neuerdings 12 Milliarden
Franken umfaßt , kann dieses Mißtrauen nur verstärken .

Me neue SevaeaEenaffürre
Untersuchung noch nicht abgeschlossen

Die Ermittlungen in der Pfälzer Separatistenangelegenheit
find , wie dem „Badisch -Pfälz . Landesdienst" aus Leipzig be¬
richtet wird, noch nicht abgeschlossen. Zur Zeit befinden sich
noch 6 Personen in Haft . Im wesentlichen . ist folgendes fest-
gestellt : Die lügue d 'amitie kranco-rbensne , deren Oberlei¬
tung sich in Paris befindet, hatte in der Pfalz ein Netz von
Aufnahmestellen für solche Separatisten errichtet, die nach der
Räumung der besetzten Gebiete durch die fremden Truppen
flüchteten. Gegen diese Liga richten sich die Ermittlungen ,weil der Verdacht nahe liegt, daß sie neben ihren natürlich
erlaubten charitativen auch nicht erlaubte politische Ziele ver -
Kigt, darunter hauptsächlich die Wiederaufrichtung und Stär-

ng einer geschloffenen separatistischen Organisation in den
ehemals besetzten Gebietern

Leo Sklavek vov Gvvttbi
Von den drei Brüdern Sklarek wird sich schon in den nächsten

Tagen der Kaufmann Leo Sklarek in Berlin vor Gericht zu
verantworten haben. Bei diesem Prozeß , der Donnerstag , den
b. März , vor dem Großen Schöffengericht Berlin -Mitte zur
Verhandlung ansteht, lautet die Anklage auf verleumderische
Beleidigung.

Bekanntlich wurde in dem großen Beleidigungsprozeß, den
Direktor Brolai von der B .B.G. gegen die „Rote Fahne" führte,
Leo Sklarek als Zeuge vernommen. Bei dieser Gelegenheit
erhob er sehr scharfe Anklagen gegen den Magistrat und ins¬
besondere richteten sich seine Angriffe gegen Bürgermeister
Scholtz, von dem er behauptete, daß er bei dem Preffeball 1929
an seinem Tisch gesessen habe, an dem Sekt aus »Hübeln ge¬
soffen " und „Kaviar mit Löffeln gefressen " worden wäre.
Bürgermeister Scholtz widerlegte damals sofort bei seiner eid¬
lichen Vernehmung in demselben Prozeß diese Angaben Leo
Sklareks und stellte gegen ihn Strafantrag wegen verleumde¬
rischer Beleidigung.

Lohnregelungen in der Textilindustrie . Der vom staatlichen
SchlichtungausschußGladbach -Rheydt gefällte Schiedsspruch für
die niederrheinischeTextilindustrie Keupen und Umgebung, der
ab 1 . Februar 1931 einen Lohnabbau von 6 Proz . vorsieht ,
ist vom Schlichter für das Rheinland für verbindlich erklärt
worden. Der Schiedsspruch war von den Arbeitnehmerorga¬
nisationen abgelehnt und von den Arbeitgebern angenommenworden. Diese hatten auch die Verbindlichkeitserklärung bean¬
tragt . Ebenso ist der sächsisch -thüringische Webereischiedsspruch
für verbindlich erklärt worden. Er sieht eine Herabsetzung der
Zeitlöhne von 6,1 bis 6,4 Prozent mit Wirkung vom 12. Febr.1931 ab vor . Die Lohnsenkung wird bereits im Lause dieser
Woche zur Auswirkung kommen . Innerhalb des Verbands¬
gebietes werden zur Zeit etwa 25 099 Arbeiter beschäftigt , die
von der Lohnsenkung betroffen werden. — Die Verhandlungenin der Bielefelder Textilindustrie blieben ergebnislos.

Lbvonik
Der Untersuchungsrichter in Stuttgart hat mit Zustimmungder Staatsanwaltschaft beschlossen. De med . Friedrich Wolf

gegen Leistung einer Sicherheit in Höhe von 25 «06 Ml mitder weiteren Untersuchungshaft zu verschonen . Wolf., der Kom -
munist ist. erklärte , er halte es für untunlich, wenn die Sachefür feine Person politisch ausgeschlachtet werde. Er wünscheaber, daß die Bewegung gegen den § 218 ein politischer Kampf,eine Volksbewegungwerde .

Der Kaufmann Broll, der mit einer Waffe in der Hand inBerlin im Palais des Reichspräsidenten angetroffen wordenwar , und deshalb sich heute, Donnerstag , vor dem Schnellrichter
zu verantworten hatte, wurde lediglich wegen Vergehens ge¬
gen das Waffengesetz zu sechs Woche» Gefängnis verurteut .Der Staatsanwalt hatte unter Zubilligung mildernder Um¬
stände zwei Monate drei Wochen Gefängnis beantragt .

Das Prenzlauer Schwurgericht fällte in dem Eiseabahnatten-
tatsprozeß gegen den Arbeiter Ernst Ladewig aus Berlin folgendesUrteil : Der Angeklagte wird wegen voffätzlicher Transportgefähr.
düng in Tateinheit mit versuchtem Mord zu sieben Jahren Zucht¬haus verurteilt.

Wie die Wiener Blätter melden, hat ein Wiener namens
Josef , Eschner eine in jeden Fallschirm leicht einzubauende
Vorrichtung erfunden, die das unbedingte Öffnen des Schir¬mes schon wenige Meter nach dem Absprung gewährleistet.
Eschner führte das Modell vor Vertretern des Heeresministe-riums und des Aroklubs im Zirkus Renz vor . Die Versuche
glückten ohne Ausnahme.

Drei englische Dampfer find im Schwarze» Meer unmittel¬
bar am Eingang des Bosporus , gestrandet. Die . Besatzung
des einen ist bereits in Sicherheit. Die Rettungsversuche ge¬
stalten sich schwierig wegen des hohen Seegangs .

Aus dem Rekhstag
Die Fortsetzung - er Agrardebatte

Zu Beginn der Mittwochsitzung verlangten die Kommuni¬
sten die sofortige Zurückziehung der gegen die Roten eingesetzte
Polizei und die Enthebung des Berliner Polizeipräsidenten vom
Amte. Der sofortigen Beratung des Antrages wurde wider¬
sprochen.

Bei Fortsetzung der zweiten Beratung des Haushalts des
Reichsernährungsministeriums sprachen die AbgeordnetenBrnken ( C.-S .) , De Fehr (Bayr . Bauernbd .) , Frehbe und
Meyer zu Belm (D . Vp .) dem Minister das Vertrauen ihrer
Fraktionen aus . Das Agrarprogramm der Regierung fand,
unbeschadet seiner Ausstellungen an Einzelheiten , die Zustim¬
mung dieser Parteien , denen sich auch der Abg . Hillrbrand von
der Deutschen Bauernpartei anschloh , der der staatsparteilichen
Fraktion als Hospitant angehört.

Nach einer starken Angriffsrede des Kommunisten Hörnle
begann die zweite Rednerreihe.

Die Aussprache soll am heutigen Donnerstag fortgesetzt wer¬
den .

*
Die heutige Reichstagssitzung begann bereits um 12 Uhr

mittags . Es ist heute die Vertagung auf mehrere Tage ge¬
plant .

Vor Eintritt in die Tagesordnung verlangten die Kommu¬
nisten die sofortige Beratung eines Antrags , der sich gegen
Lohn- und Gehaltsabbaumaßnahmen in den Duisburger
Stahlwerken richtet . Der Antrag wurde ohne Debatte dem
Haushaltsausschuß überwiesen.

Die zweite Beratung des Haushalts des Reichsernährungs¬
ministeriums wurde fortgesetzt . Dabei trat Abg . Dr. Weber
(Staatsp .) für die agrarpolitischen Anträge seiner Fraktion
ein und betonte, daß die Rettung der Landwirtschaft auch
möglich sei, ohne daß die bewährten Bahnen der bisherigen
Handelsvertragspolitik verlassen werden.

HauSbattSattssibtiH und Bülow-BUd
Im Haushaltsausschuß des Reichstags kam es zu einer

heftigen Auseinandersetzung über das Bild des früheren
Reichskanzlers von Bülow, das im Reichsratszimmer als Er¬
innerung an die Dienstzeit Bülows angebracht ist. Seitens
der Christlich -Nationalen Arbeitsgemeinschaft war ein Antrag
eingegangen, dieses Bild zu entfernen , weil Bülow durch
seine „Erinnerungen "

sich als ein Charakter von solcher Pein¬
lichkeit erwiesen habe, daß man sich im Interesse Deutschlands
eines solchen Kanzlers nur schämen könne .

Von den Deutschnationalen bis zu den Sozialdemokraten
fand der Antrag Unterstützung, doch konnte man sich zu einer
Entfernung des Bildes noch nicht entschließen . Von einem
Abgeordneten wurde im Verfolg der Auseinandersetzungen
darauf hingewiesen, daß der Haushaltsausschuh nicht dazu be¬
rufen sei, die Frage der moralischen Würdigung geschichtlicher
Persönlichkeiten zu prüfen . Man käme dabei nur zu der Kon ?
sequenz , in ein Gericht über sämtliche Persönlichkeiten einzu¬
treten , deren Bilder im Reichstag und anderen öffentlichen
Gebäuden hängen. Man einigte sich schließlich dahingehend,
die Frage vorläufig zurückzustellen , da Herr von Bülow 1913
dem Reichstag ein Lenbach -Bild mit der Bestimmung vermacht
hat , daß das im Reichstag hängende der Universität Königs¬
berg überwiesen werden soll.

Genfer Zollfriede « wird ratifiziert
.Der Reichswirtschafts- und der Reichsfinanzminister haben

dem Reichstag jetzt den Gesetzentwurf zugeleitet, der die Zu¬
stimmung zum Genfer Handelsabkommen vom 24 . März 1989
ausspricht.

Nach der dem Abkommen beigegebenen Begründung kommt
von den Verpflichtungen, die Deutschland zu übernehmen hat,
die größte Tragweite dem Berzicht auf die Kündigung der mit
den anderen Teilnehmerstaaten abgeschlossenen Handelsver¬
träge zu. Nicht ausgeschlossen ist die Änderung bestehender
vertraglicher Abreden im Wege der Vereinbarung , allerdings
vorbehaltlich des Kündigungsrechtes betroffener dritter Staa¬
ten . Die weitere Verpflichtung, Zollerhöhungen den Teil¬
nehmerstaaten vor ihrer Inkraftsetzung anzuzeigen und sich
auf Verhandlungen über eine gütliche Verständigung einzu¬
lassen , kann, wie in der Begründung hervorgehoben wird, zu
Unzuträglichkeiten kaum Anlaß geben , da jeder Staat in von
ihm als dringend angesehenen Fällen berechtigt ist , von einer
Voranzeige abzusehen mit der Folge, daß auch die Verhand¬
lungspflicht entfällt .

Das « eue Waffengefetz
Reichsminister De Wirth hat den Entwurf eines neuen Gesetzes

wegen Waffenmißbrauchsnach Zustimmung des Reichsrates dein
Reichstag zur Beschlußfassung zugehen lassen.

Das Gesetz bestraft das Führen von Hieb-, Stoß - oder Stich¬
waffen außerhalb der Wohnung mit Gefängnisstrafe bis zu einem
Jahr und Geldstrafe . Ferner wird mit Gefängnis nicht unter drei
Monaten bestraft, wer „gemeinsain mit anderen zu politischen
Zwecken an öffentlichen Orten erscheint und dabei bewaffnet ist" .

Das Gesetz gibt im wesentlichen die Bestimmungen wieder , die
in der Notverordnung des Reichspräsidenten über Waffenmih-
brauch enthalten sind.

Regelmäßiger Flugverkehr
von China « ach Deutschland?

WTB . London » 26. Febr . (Tel .) „Times " meldet aus
Schanghai : Eine Gruppe Flugzeugführer und Mechaniker ist
mit zwei Flugzeugen der Lufthansa kürzlich aus Deutschland
hier eingetroffen und wird binnen weniger Tage bereit sein ,einen Probeflug von Schanghai nach dem an der chinesisch-
sibirischen Grenze liegenden Ort Mandschuli zu unternehmen .Dies , hofft man , wird der erste Schritt eines regelmäßige«
Flugzeugdienstes nach Berlin sein . Alle 14 Tage soll dann
ein Flugzeug abgehen, das von Mandschuli längs der ftbiri-
schen Bahn fliegen würde.

Der Reichspräsident empfing heute, Donnerstag , den neu¬
ernannten deutschen Gesandten in Warschau, von Moltkr.

ReichShauShaltausschnß und Remarque -Film . Im Haus¬
haltsausschuß des Reichstags hatte dieser Tage die sozialdemo¬
kratische Reichstagsfraktion gegen einen kommunistischen An¬
trag , der von dem Reichsminister des Innern die sofortige
Aufhebung des Verbots des Remarque -FilmS fordert , gestimmt.Die Sozialdemokratie hat, wie sie dazu mitteilt , diesen An¬
trag abgelehnt, weil er sinnlos ist. Das Verbot des Re-
marque -Jilms beruht auf einem Urteil der Filmoberprüfstelle,das von einem Minister so wenig aufgehoben werden kann,wie ein anderes Gerichtsurteil . Die sozialdemokratische Politik
ist auf die Veränderung deS Lichtspielgesetzes in einer Form
gerichtet , die es ermöglicht , daß der Remarque -Film wenig¬
stens für Vorstellungen in geschlossenem Kreise erlaubt wird.

Oberleutnant Birbig von der Kavallerieschule Hannoverwurde vom 1 . März 1831 an auf die Dauer von vier Monaten
zur spanischen Roiffchnlr in Wien kommandiert.

Aus de« LSrrdevu
Der württembergische Staatspräsident und derZustizminister gegen den Nationalsozialismus

WTB . Stuttgart , 26. Febr . (Tel .) Am Mittwochabend spra-
chen der württembergische Staatspräsident Dr. Bolz und derJustizminister Dr. Beyerle vor der katholischen Studentenschaftüber den Nationalsozialismus . Dr. Bolz lobte den Wunschdes Nationalsozialismus , das Nationalgefühl stärken zu wol-len. Es werde aber in falsche Bahnen gelenkt . Noch kein
Nationalsozialist habe den Weg gewiesen , wie der Versailler
Vertrag beseitigt werden könne . Es bleibe also nach seiner
Auffassung nur der Verhandlungsweg . In der Innenpolitik
sieht De Bolz die Ziele der Nationalsozialisten als Verhängnis-voll an . Das dritte Reich, eine Kopie Mussolinis, bedeutet
nach seiner Auffassung bestimmt den Bürgerkrieg. Die freien
Gewerkschaften und die wohlorganisierten Arbeitermassen sind
nicht ohne weiteres an die Wand zu drücken . Es muß also
nach Dr Bolz Aufgabe einer besonnenen Politik der Mitte
sein, ausgleichend zwischen beiden radikalen Flügeln zu wir¬
ken.

Dr. Beyerle, der württembergische Juftizminister , beschäftigte
sich besonders mit dem kulturpolitische» Programm der Ratio,
nalsozialisten, in dem er einen Widerspruch zu den christlichen
Sittengesetzen und den katholischen Dogmen sieht . Zur Über¬
windung des Bolschewismus ist nach seiner Ansicht der Natio¬
nalsozialismus das ungeeignetste Mittel , da die Radikalisie¬
rung der Gesinnung zu einem Umschlag in andere Extreme
geradezu prädestiniere. Die Kraft der Mitte müsse vom
Zentrum und dem neu aufkommenden Christlichen Volksdienst
ausgehen , denen die Zukunft gehöre . Reichsbanner und an¬
dere politische Organisationen seien nicht geeignet, als Macht¬mittel des Staates verwendet zu werden.
Der württembergische Staatspräsident

über die politischen Ausschreitungen
In der württembergische» Landtagssitzung ani Mittwoch,der auch einige verbundene Reichsbannerleute beiwohnten, die

bei dem Zusammenstoß mit den Nationalsozialisten in der
Hauptstätterstraße Verletzungen davongetragen hatten , erklärte
Staatspräsident Dr. Bolz in der allgemeinen Aussprache zumEtat , er habe volles Verständnis dafür , wenn bei der Bevöl¬
kerung im Hinblick auf die Vorgänge der letzten Zeit Besorg,
nisse wegen der Sicherheit bestehen . Der « taat sei zwar ge¬
nügend gerüstet und könne die Lage meistern, aber im Hin¬
blick auf die Häufung von Ausschreitungen trage er sich ernst¬
haft mit dem Gedanken eines Verbots

^von Umzügen und Ber-
sammlungr « unter freiem Himmel. Lo könne es nicht weiter¬
gehen . Eine Unsitte sei das geschlossene Anmarschieren in
Uniform. Ein Verbot der Organisationen und der Uniform
sollte indessen einheitlich vom Reich, nicht von den Ländern ,ausgehen . Ein allgemeines Versammlungsverbot wäre nicht
klug , denn dip Gärung brauche die Möglichkeit , sich Luft zu
verschaffen .

Justizminister De Beyerle wandle sich gegen die Behaup¬
tung , daß der praktische Arzt Dr. Wolf aus politischen Grün¬
den verhaftet worden sei . Die Versuche , mit Demonstrationen ,Stratzenumzügen , Telegrammen an das Justizministerium
auf das Verfahren einwirken zu wollen, weise er zurück . So¬
lange der 8 218 des Strafgesetzbuches besteht , sei der Fall
Wolf ein rein juristischer» aber kein politischer . Auch für di«
Entlassung Wolfs aus der Untersuchungshaft gegen Kaution
seien rein juristische und nicht politische Gründe maßgebend
gewesen .

*
Thüringische Ministergehäitervom Ausschnß gekürzt . Im Haus-

Haltsausschutz des Thüringischen Landtages wurde ein national¬
sozialistischer Antrag, das Gehalt der Minister von 16 000 auf
12 000 herabzusetzen , mit den Stimmen der Nationalsozialisten
bei Enthaltung aller übrigen Parteien angenommen. Der ,Re-
gierungsvertreter stellte fest, daß diese Gehaltskürzung sich nicht
auf die drei derzeitigen Minister auswirke, sondern auf künftige .Ein kommunistischer Antrag, das Ministergehalt auf 6000 Ml
im Jahre herabzusetzen, wurde abgelehnt . Der Antrag, die Auf»
wandtsentschädigung der Minister, die im Jahre 2000 Ml beträgt,
zu streichen, wurde von sämtlichen Regierungsparteien abgelehnt .

Kein bürgerlicher Senat in Bremen. Die seit den letzten Bür -
gertagswahlen in Bremen geführten Verhandlungen über eine
Ersetzung des diesjährigen Senats der Großen Koalition durch
einen rem bürgerlich zusammengesetzten Senat , bestehend aus Na¬
tionalsozialisten , Deusschnationalen , Volksparteilern, Hausbesitzernund dem überparteilichen Bürgermeister, find gescheitert, nachdem
die Volkspartei erklärte , daß ihr eine solche Mehrheit, da sie nur
aus einer Stimme bestehen würde, nicht tragfähig erscheinen

Dev Etatdes ßvamdMtbe« -KttriegSminsteviumS
Eine Nachtsitzung der Kammer

WTB . Paris , 26. Febr . (Tel. ) Die Kammer hat in einer
Nachtsitzung das Budget des Kriegsministeriums völlig verab¬
schiedet uno berät im weiteren Verlaufe der Nachtsitzung , die
nach 3.30 Uhr (französische Zeit ) noch immer andauert , über
die Kredite für die überseeischen Besitzungen .

Während der Beratung des Budgets °des Kriegsministe¬riums stellten kurz nach Mitternacht die Sozialisten den An¬
trag auf Vertagung der Beratungen auf heute vormittag .
Dieser Antrag wurde in namentlicher Abstimmung, die eine
Stunde in Anspruch nahm, mit 200 gegen 102 Stimmen ab¬
gelehnt, nachdem sich Ministerpräsident Lavale in entschie¬dener Weise gegen die sozialistischerseits beantragt « Unterbre¬
chung der Budgetberatung ausgesprochen und die Mehrheitder Kammer aufgefordert hatte , der Regierung alle zulässi¬
gen Mittel der Geschäftsordnung an die Hand zu geben und
die Beratung fortzusetzen .

*
Die Sozialisten brachten eine Interpellation betr . den

Schutz der Sparer ein. um einen neue» Finanzskandal aufzn-
decken . Ein Bankier soll aus seinem Industrieunternehmen ,das einen Wert von eineinhalb bis zwei Millionen Franken
darstelle, durch Börsenspekulationen und unerlaubte Opera¬tionen 120 Mill. Gewinn gezogen , und ein anderer Bankier
soll die Sparer um 300 Mill . betrogen haben.

Eine polnische Äot< kt Mvsra « Sbevvettbt
WTB . Warschau, 26. Febr . Die polnische Telegraphenagen¬tur meldet, di« polnische Gesandtschaft in Moska« hat gesternder Sowjetregietung eine ausführttche Note der polnische» Re¬

gierung überreicht. Diese Note steht im Zusammenhang mit
der Berhastung eines unbekannten Mannes , in den Räumen
der polnischen Gesandtschaft in Moskau, der sich als Brief¬
träger vorgestellt hatte. Bei dem Unbekannten wurden Ku¬
pons der Genossenschaft der G.P,ll . -Beamten vorgefunden ; er
hatte versucht , in das Kabinett des augenblicklich von Moskau
abwesenden polnischen Gesandten, Patek , einzubrechen . Di«
polnische Note enthält eine ausführliche Darstellung dieses
Zwischenfalles. Sie fordert ausreichende Aufklärung desselben,
ferner eine Genugtuung sowie Zusicherung, daß derartige Vor¬
kommnisse in Zukunft unmöglich gemacht werden.

r -
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BadiscSier Teil
Vadtichev Landtag

(26. Sitzung)
DZ . Karlsruhe , 2g. gebt . 1931.

An Stelle des erkrankten Präsidenten Duffner eröffnet
Erster Vizepräfident Maier kurz nach 9 Uhr die Sitzung.

Eingegangen ist die Novelle zum Sparkaffengesetz . Ferner
liegen folgende Eingaben vor : des Landesverbandes bad . Kü¬
fer- und Küblerinnungen zur Beschäftigung der Gefangenen
im Landesgefängnis Freiburg mit Maschinen, endlich des
Oberrats der Israeliten Badens und der Israelitischen Reli-
gionsgesellschaft Karlsruhe betr . das Schächten der Schlacht»
tiere.

Zunächst kommen
Kurze Anfragen

zur Erledigung.
Abg. Dt. Schmitthenner (D. Natl .) wünscht Auskunft über

hie künftigen
Konkordatsverträge.

- Das Ministerium des Kultus und Unterrichts antwortet :
Die Grundzüge der Verträge mit der katholischen und evan-
aelischen Kirche sind fertiggestellt und werden als Unterlage
für die kommenden Verhandlungen dienen. Über die end¬
gültige Gestaltung der Verträge kann nichts gesagt werden,
bevor die Vorlagen an den Landtag gegangen sind .

Einige Heiterkeit löste die Kurze Anfrage des Abg . Schmidt-
Breiten über stundenlange Versperrung der Sporgasse in
Breiten durch Lastautos des dortigen Konsumvereins, wo¬
durch die Marktbesucher schweren Schaden litten .

In seiner Antwort erinnerte der Minister des Innern an
die schwierigen Verkehrsverhältnifse. Datz Bürgermeister und
Bezirksamt in irgendeiner Weise pflichtwidrig gehandelt hät¬
ten, sei entschieden zurückzuweisen .

Erster Punkt der Tagesordnung ist die Beratung des Ge¬
setzentwurfs über die

Aenderung des Polizeistrafgesehbuches
Darüber berichtet der Zentrumsabgeordnete Dt Hoffmann.

Er verbreitet sich eingehend über die gesamte Materie des
Polizeistrafrechts und kommt dann auf die Vorlage selbst
zu sprechen , bei deren Vorgeschichte das Uniformverbot und
die hierzu getroffene Entscheidung des Badischen Berwaltungs -
gerichtshofs eine wesentliche Rolle spielen.

Im Rechtspflegeausschuß haben die Paragraphen 29 und
80 des Polizeistrafgesetzbuchseine neue Fassung erhalten , wo¬
durch der Exekutive eine erweiterte Grundlage für das Ein -
schreiten bei Verstößen gegen die öffentliche Sicherheit und

-Ordnung gegeben wird.
Der Berichterstatter empfiehlt die Annahme der Novelle .
Wir geben der Vollständigkeit halber den Gesetzentwurf,

so wie er aus dem Ausschuß hervorgegangen ist, im Wortlaut
Ü»ieder:

Artikel I : Der § 29 des Polizeistrafgesetzbuchs erhält nach¬
stehende Fassung:

„Für den Fall von Vorkommnissen, welche die Sicherheit
der Personen und des Eigentums oder die öffentliche Sicher-

fheit und Ordnung bedrohen, bleibt den staatlichen Verwal¬
tungsbehörden Vorbehalten , vorübergehende Anordnungen
unter Strafandrohung (Haft bis zu 6 Wochen oder Geldstrafe

'Gis zu 150 !RMf) oder auch ohne Strafandrohung zu treffen .
Solche Anordnungen verlieren nach Ablauf von vier Wa¬

schen ihre Wirksamkeit, sofern sie nicht durch das Ministerium
des Innern ergangen find oder bei fortdauerndem Grund zu
der Anordnung durch das Ministerium des Innern verlän¬
gert werden.

"
Artikel II : In § 30 Absatz 2 des Polizeistrafgesetzbuchs ist

«ach „Anordnungen dieser Art " in Beistrichen einzufügen :
„dis auch als allgemeine Anordnungen für einen Einzelfall

»rgehen können".
Artikel III : Dieses Gesetz tritt mit dem Tage nach der Ver¬

kündung in Kraft .
In der

Aussprache
spricht zunächst

Abg . Dt LerrS (Staatsp . ) . Das Urteil des Verwaltungs¬
gerichts, so führt er aus , sei nicht der Grund , sondern der
Anlaß dieses Gesetzes gewesen . Es sei ein Schritt weiter
in der Entwicklung des Rechts . Die Grundlagen des Gesetzes
seien liberale . Das Verordnungsrecht mußte notwendig er¬
weitert werden. In nicht zu ferner Zeit wird eine gründliche
Umarbeitung des Polizeistrafgesetzbuchesvorgenommen werden
müssen , um ein glattes , klares Polizeirecht zu schaffen . Es wäre
zu wünschen , daß wir uns dabei dem preußischen nähern .
Recht bedenklich findet es der Redner , daß in diesem Augen¬
blick die Neuerung eingeführt werden soll, Polizeiverordnungen
auch ohne Strafandrohung zu erlassen. Dadurch würde die
Rechtssicherheit beeinträchtigt ; es müßte nach wie vor mög¬
lich fein, Polizeimaßnahmen der richterlichen Nachprüfung zu
unterwerfen .

Aba . Schmidt-Bretten (Wirtsch , u. Bauernp .) wendet sich
gleichfalls gegen den neuen 8 29, der die Rechtsgarantien be¬
seitigen wolle , indem er Verordnungen ohne Strafandrohung

S . Man müsse sich vor Polizeiwillkür schützen können.
r stimmt dem staatsparteilichen Antrag zu, wonach An¬

ordnungen nach 8 29 nur unter Strafandrohung erlassen wer¬
den sollen .

Ahm" Ewald (Ev. Volksd .) begrüßt es, datz die Regierung
die Generalklausel zurückgezogen hat . Das Urteil des Ver¬
waltungsgerichts habe das eine Gute gehabt, datz das Uni»
formtragen allgemein verboten wurde . Wir wollen keine
Uniformen, weil wir Kataftrophenpolitik und Bürgerkrieg ver-
meiden wollen .

Abg. Wagner (Natt-Soz .) meint, es wäre wichtiger, sich um
das Recht zu kümmern, dcw mit uns geboren sei. Es handle
sich bei der gegenwärtige« Vorlage nicht um die Fortentwick-
lung des Polizeirechts, sondern um eine Aktion gegen die
nationalsozialistische Bewegung. Man möge endlich einmal
das Berbotsmaterial des Ministers kennen lernen . In Ba-
den sei die öffentliche Ruhe und Sicherheit keinesfalls durch
die Nationalsozialisten gefährdet worden. (Die Darlegungen
des Rendners werden häufig von lebhaften Zwischenrufen
begleitet.) Auch das neue Verbot, so fahrt der Redner fort,
bedeute einen Verstoß gegen die Verfassung und gegen deren
Geist (Widerspruch) . Den Gesetzentwurf lehnen die National¬
sozialisten ab.

Abg . Böning (Komm . P .) bekämpft den „Paragraphenwald "
und sagt , die Abänderung des Polizeistrafrechts bedeute eine
Verschärfung der Maßnahmen gegen die Arbeiterklaffe.

Abg . Dr. Brühler (D . -Natl .) führt aus , es falle auf ; daß das
Polizeirecht in den Ländern gerade jetzt hochentwickelt werde.
Das inüffe die nationale Opposition mißtrauisch machen . Sie
lzur Mehrheit) stehen im Begriff, den Polizeistaat zu errichten.
Wir auf der Rechten verteidigen den Staat der Freiheit . (Oho-
rufe und Lachen . ) Das « ystem , mit dem man am Ende sei,
wolle man mit Polizeimatznahmen, auch den kleinlichsten ,
stützen . (Erneute lebhafte Zurnfe .)

Gtaatspräsident »nd Mtn,ster »es Innern Witteman «
erklärt sein Einverständnis mit der Vorlage, wie sie vom Aus¬
schuß beschloffen wurde. Es entspreche dem Zuge der Zeit»nicht überall gleich zu strafen. Der 8 29 bedeute also einen
Fortschritt. Das Gesetz richtet sich durchaus nicht , wie der Abg.
Böning meinte, gegen die Erwerbslosen . Der Grund liegtdarm , daß das Polizeistraftecht auf der Basis der Rechtspre¬
chung umgeändert werden soll.

Auf Zurufe der Nationalsozialisten sagt der Minister : Obdas Uniformverbot aufgehoben wird, hängt von Ihnen ab.Wenn Sie brav find , kann man darüber reden. (Große Heiter¬keit. ) Vom Polizeistraftecht haben Sie keine Ahnung. Sie be-
*“£ « sich immer auf die Berfaffung, sind aber ihre schlechtesten
Stützen . Meine Anordnung habe ich begründet und ich begnüge
mich damit . Sie find einmal gegen das heute System, und
dagegen grbt es kein Überzeugungsmittel. Ich lehne es daherab, mich mit Ihnen in derartige Unterhaltungen einzulaffen.An meiner Stellung zur Entscheidung des Berwaltungs -
gerichtshofes hat sich nichts geändert . Ich bitte, der Vorlagezuzustlmmen. (Beifall bei der Mehrheit.)

Abg . Bauer (D. Vp .) entgegnet, das Urteil des Verwaltungs -
gerrchtshofes hätte nach den Auslassungen von Autoritäten wie
Prof . Anschütz und Geheimrat Dt Glöckner gar nicht anders
ausfallen können . Die große Schärfe in der Stellungnahmedes Staatspräsidenten sei ihm , dem Redner, unverständlich.Was die Gesetzesvorlage betrifft , so habe diese ihr Gesicht ge¬waltig verändert . Sie sei für weite Kreise jetzt durchaus trag¬bar , besonders, nachdem § 21 (Generaldelegation ) gefallen sei.
Trotz mancher Bedenken werde die volksparteiliche Fraktion der
Vorlage zustimmen.

Nach einem kurzen Schlußwort des Berichterstatters und per¬
sönlichen Bemerkungen der Abg. Dt Leers (Staatsp . ) und Dt
Brühler (D . -Natl .) erfolgt die

Abstimmung.
Der staatsparteiliche Antrag wird abgelehnt und der Gesetz¬

entwurf in erster und zweiter Lesung mit allen gegen 14 Stim¬
men (Nationalsozialisten, Deutschnationale, Kommunisten und
Abg . Schmidt-Bretten von der Bauernpartei ) angenommen.
Ferner wird die Dringlichkeitserklärung beschloffen.

Nächste Sitzung nachmittag % A Uhr .
Schluß gegen 1 Uhr.

Die Äldlevplakette
fite Gebeirmrai Dv. ftftboff

Der Vorstand des Deutschen Reichsausschusses für Leibes¬
übungen hat auf Anregung des badischen Mitgliedes , Ober -
regierungsrat Broßmer , einstimmig beschlossen, Herrn Ge¬
heimrat Profeffor Dt Äschoff in Freiburg , für seine großen
Verdienste auf dem Gebiet der Leibesübungen die Adler-
plakette zu verleihen. Alle Badener werden sich sicherlich mit
Herrn Geheimrat Dt Aschoff über diese seltene Auszeichnung
fteuen .

Land - und fovftwtetfihafittihev
Älvbettgebevv« rband

^ In Karlsruhe wurde am Mittwoch im Coloffeum die dies¬
jährige , zahlreich besuchte ordentliche Mitgliederversammlung
des Land- und forstwirtschaftlichen Arbeitgeberverbandes un¬
ter dem 1 . Vorsitzenden , Dr. von Wogan, abgehalten.

Geschäftsführer Dr. Schenck erstattete den Geschäfts- und
Rechenschaftsbericht . Längere Erörterungen knüpften sich an
die Frage der Kontingentierung der ausländischen landwirt¬
schaftlichen Wanderarbeiter für 1931 und deren Ersatz durch
deutsche Arbeitskräfte . Von allen Rednern wurde der Be¬
fürchtung Ausdruck verliehen, datz die dringend benötigten
ständigen und den Aufgaben des Zuckerrübenbaues gewach¬
senen landwirtschaftlichen Arbeiter nicht aus dem Heere der
rnländischen Arbeitslosen gewonnen werden können. Cs be¬
stehe die Gefahr , datz der eine oder andere landwirtschaftliche
Betrieb durch die 50prozentige Reduzierung des Ausländer¬
kontingentes gezwungen wird, von der bisherigen intensiven
zur extensiven Wirtschaftsweise überzugehen.

Lebhaft gestaltete sich die Aussprache auch über die Lohn-
und Manteltarifvertragsfrage . Schließlich wurde die durch
einen Schiedsspruch festgelegte Abänderung des Manteltarif¬
vertrages angenommen, dagegen die gleichfalls durch Schieds¬
spruch festgesetzte Lohnregelung für dieses Jahr abgelehnt.

Es folgte ein hochinteressanter Vortrag des Prof . Dr .-Jng .
Fischer von der württembergischen Landesanstalt für landwirt¬
schaftliches Maschinenwesen in Hohenheim , der in 14ständigen
Ausführungen , belebt durch sehr gute Lichtbilder , über die
neuesten landwirtschaftlichen Maschinen sprach und zeigte , wie
durch vermehrte Anwendung von Landmaschinen auch in der
deutschen Landwirtschaft die Produktionskosten herabgedrückt
werden könnten. Gewiß, in dein Maße, wie in Norddeutsch¬
land bei den ebengelegenen großen Gütern , sei die Verwen¬
dung von Maschinen in der badischen Landwirtschaft nicht
möglich , immerhin aber ihre Verwendbarkeit in größerem
Umfange wie bisher.

A«S der badischen Lndnsteie
In der Berufungsinstanz abgewiesen . Wie die Mannheimer

„Volksstimme" meldet , hat die Firma Lanz gegen den Deut¬
schen Metallarbeiterverband eine einstweilige Verfügung beim
Arbeitsgericht beantragt , wonach der Organisation jede Unter¬
stützung der Belegschaft in ihrer passiven Resistenz untersagt
werden sollte . Das Arbeitsgericht hatte diesem Antrag nicht
stattgegeben, und jetzt hat di« Berufungsinstanz , das Landes -
arbettSgericht, die Rechtsbeschwerde der Firma gegen das Ur¬
teil des Arbeitsgerichts ebenfalls abgewiesen . Auf der an¬
deren Seite hat nun die Mannheimer Ortsverwaltung des
Deutschen Metallarbeiterverbandes beim Arbeitsgericht Klage
gegen den Verband der Mannheimer MetallindustrieÜen ein¬
gereicht . Es ' handelt sich - um eine Feststellungsklage, wobei
festgestellt werden soll, daß das Vorgeben der Firma einen
Tarifbruch darstelle.

Zum Schiedsspruch für die badische Textilindustrie . Der
an , Dienstag gefällte Schiedsspruch in der badischen Textil -
industrie wurde, wie von Arbeitnehmerseite mitgeteilt wird,
gegen die Arbeitnehmerstimmen mit den Stimmen der Ar¬
beitgeber gefaßt. Der Schiedsspruch hat folgenden Inhalt :
1. Die Akkord- und Zeitlöhne des . Lohntarifs vom 14. Novem¬
ber 1927 werden mit Wirkung von der Lohnperiode, in die
der 1 . März fällt, um 5 Proz . gekürzt . 2 . Im übrigen bleibt
es bei den Bestimmungen des -Lohntarifs vom 14 . November
1927 mit dem Zusatz : 3. Bet Nachtschichtarbeit wird eine Ver¬
gütung gewährt a) für die Zeit von 20 bis 22 Uhr von 5 Proz .
für die Stunde , d) für die Zeit nach 22 bis 6 Uhr 10 Proz .
für die Stunde . 4. Dieser Tarif ist mit vierwöchentlicher Frist
auf Ende des Monats , erstmals auf 30. September 1931, künd -
bar . 5. Die Albtalzulage wird von der gleichen Lohnperiode
wie in Ziffer 1 ab 1 . März um 1 &pf , vom 1 . Juli 1931 ab
um weitere 2 fyf , und der Rest am 1 . September 1936 ab¬
gebaut . Erklärungsftist bis 3. März , mittags 12 Uhr.

Aus der Zigarrenindustrie . Die Stumpenfabrik Veit & Co.
in Schopfheim wird voraussichtlich in der nächsten Woche ihren
Betrieb teilweise wieder aufnehmen. Das bedeutet eine er¬
freuliche Entlastung des Schopfheimer ArbeffsmarkteS. — Die

Zigarrenfabrik Odenheimer in Endingen hat ,nit etwa de«
Hälfte der bisherigen Belegschaft zu Beginn der Woche dieArbeit wieder ausgenommen. — In Wagshnrst (Amt Bühl)hat die dortige Zigarrenfabrik ihren Betrieb wieder aufge-
nommen. Das Hauptgeschäft der Firma Franz Kratzer de-
findet sich in Offenburg .

Dev kommmtiMsche
-.Ivettairbettsloserrtag" in Bade«

Auch in Baden kam es am Mittwoch zu kommunistischen
Kundgebungen anläßlich des „Weltarbeitslosentages".

In Mannheim hatte der kommunistische Erwerbslosenaus¬
schuß für nachmittags 4 Uhr im Saale des alten Mannheimer
Rathauses eine Versammlung einberufen . Vor Beginn und
nach Schluß derselben kam es zu leichteren Zusammenstößen
mit der Polizei , die einige Male mit dem Gummiknüppel Vor¬
gehen mutzte . Die Erwerbslosen hatten Sprechchöre gebildet .
Die Polizei mutzte einige Personen festnehmen , besonders we-
gen unbefugten Waffentragens .

In Heidelberg verlief, wie von der Polizei mitgeteilt wird,
entgegen anderslautenden Meldungen der Mittwoch ziemlich
ruhig . Gegen 4 Uhr nachmittags hatten sich ca. 100 Personen
zu der vorgesehenen Demonstralion angesammelt. Als die Po¬
lizei einschritt, zerstreuten sich die Ansammlungen. Im Laufedes Nachmittags kam es dann an verschiedenen Plätzen der
Stadt zu Zusammenrottungen , so auch am Marktplatz . Die
Polizei konnte auch hier ohne Schwierigkeiten und ohne vondem Gummiknüppel Gebrauch zu machen , die Ansammlungen
zerstreuen . Lediglich am Bismarckplatz kam es zu einer kleinen
Reiberei zwischen Polizei und Kommunisten, der jedoch keine
ernste Bedeutung zukam.

In Karlsruhe versuchten im Laufe des Abends die Kom-
munisten — etwa 400 Personen —. entgegen dem Verbot, sich
zu Umzügen, besonders in der Altstadt, zu formieren, wurdenaber von der Polizei stets daran gehindert. Der kommunisti -
sche Landtagsabgeordnete Böning wurde festgenommen , weil
er trotz Aufforderung zur Ruhe immer wieder zu Ansamm-
lungen aufreizte , aber noch am Abend wieder auf freien Fuß
gesetzt. Die Kommunisten zogen sich dann in Lokale zurück,
so daß später Ruhe herrschte .

Kurz nach 2 Uhr nachts mußten zwei Polizeibeamte mder Kriegsstraße am „Kühlen Krug"
gegen einige Ruhestörer

einschreiten. Fünf Personen wurden als Täter gestellt. Da
sie sich nicht ausweisen konnten, sollten sie festgenommenwerden. Sie gingen jedoch sofort zum Angriff auf die Poli -
zeibeamten über . Einer der Beamten erhielt mit einem har»
ten Gegenstand, vermutlich einem Gummiknüppel, einen
Schlag über den Kopf , so daß er an der Schläfe eine faust.
große Beule davontrug . Der andere Beamte wurde mit einem
offenen Messer angegriffen , so daß er zur Abwehr von seinem
Säbel Gebrauch machen mußte. Da der Täter seinem Ge¬
nossen zurief , er solle seinen Revolver ziehen und dieser aucheine entsprechende Bewegung nach der Tasche machte, gabeiner der Beamten einen Schreckschuß ab . Sofort ergriffen
die Täter in Richtung Grünwinkel die Flucht. Die Beamten
nahmen mittels eines Kraftwagens die Verfolgung auf und
konnten noch zwei der Täter festnehmen . Diese wurden ins
Gefängnis eingeliefert ; die Namen der anderen Täter sindbekannt . Es stellte sich heraus , datz es sich um Mitglieder de»
Kommunistischen Partei handelte, die bis zur Polizeistunde
in einem Lokal in der Altstadt gezecht hatten.

In Freiburg versuchten die Kommunisten, bis in die späten
Nachtstunden zu demonstrieren, wurden jedoch dauernd von der
Polizei , teilweise unter Zuhilfenahme des Gummiknüppels,
zerstreut , um immer wieder erneut aufzutauchen. Bis gegen
12 Uhr nachts wurden etwa 49 Personen festgenommen . Rach
Mitternacht war die Ruhe in Freiburg völlig wiederhergestellt.Unter den 40 Verhafteten befinden sich auch einige der Na¬
tionalsozialistischen Partei angehörende Personen , die anschei¬nend glaubten , daß die Krawalle sich lediglich gegen die Poli -
zei richteten, und daher auch gegen Mitternacht zu randalieren
begannen . Die eigentlichen Demonstrationsversuche gingen
jedoch lediglich von linksgerichteten Erwerbslosen und Kom ,
munisten aus . Wie von der Polizeidirektion mitgeteilt wird,planten die Kommunisten für die frühen Morgenstunden des
Donnerstag weitere Demonstrationen, weshalb die Polizeiin Alarmbereitschaft blieb, um derartige Versuche sofortim Keime ersticken zu können .

Auch aus den übrigen oberbadischen Orten , so aus Schopf¬
heim, Lörrach und Waldshut , werden kommunistische Demon¬
strationsversuche gemeldet. An der deutsch-schweizerischen
Grenze wurde eine verschärfte Grenzkontrolle ausgeübt.

OvUtvittvSvtMvfthMt
Bürgermeisterwahlen . In Zell a. H. ist die Bürgermeister¬

wahl auch im dritten Wahlgang ergebnislos verlaufen. Es
wird nun vom Staat ein kommiffarischer Bürgermeister be¬
stellt werden . — Der Bezirksrat Heidelberg verwarf den Ein¬
spruch der sozialdemokratischenRathausfraktion Nußloch gegendie dortige Bürgermeisterwahl . Der Beschwerdeführer hatte
gegen die Wahl eingewendet, datz das Wahlgeheimnis verletztworden war . Nachdem Mitglieder des Gemeinderats und des
Wahlausschusses gehört worden waren, wurde die Wahl von
Bürgermeister Baus , der dem Evangelischen Volksdienst an¬
gehört, bestätigt.

Die Wärmehallen Mannheims wurden im Verlaufe von sechs
Wochen von über 32 000 Personen besucht , an Me in über 46 000
Portionen insgesamt etwa 10000 Liter Tee ausgeschenkt worden
sind .

Landtagsabgeordneter Hofheinz zum Stadtoberschulrat- er¬
nannt . Wie wir erfahren , ist Landtagsabgeordneter Hofheinz ,der Obmann des Badischen Lehrervereins, zum Stadtoberschul¬rat in Heidelberg ernannt worden .

Erhöhung der Umlage in Rastatt abgelehnt. Zur teilweisen
Deckung des Defizits der Stadttasse Rastatt im laufenden Rech,
nungsjahr 1930/31 wurde die Erhöhung der Hundertteile der
Steuergrundbeträge von 200 auf 230 beanttagt. Diese Erhöhung
würde einen Mehrbetrag von etwa 71 000 M ergeben. Der An¬
trag wurde abgelehnt . Es muß daher an den Landeskommiffär
berichtet werden .

Aemdei m»d MiffiM
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 100
Kopenhagen 100 Kr.
Italien
London .
New Dork
Paris . .
Schweiz
Wien '
Prag

100 L.
1 Pfd .
1 D.
100 Fr .

. 100 Fr .
100 Schilling

lOOSr .

i
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112.44 112.66 j 112.61 112.62 ' J
22 .005 22 .045 21 .995 22.035
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16.469 16.509 16.465 16.505
80 .90 81 .14 80.97 81 .13
59 075 59.195 59.04 59.16 p : 3

12 .451 12 .471 12 .449 12 .469
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Badische Bank
Der Bericht des Vorstandes führt u. a . aus :
Das Jahr 1930, das sechzigste Geschäftsjahr seit Gründung

unserer Bank, brachte keine Besserung der Wirtschaftslage im
Lande Baden ; es mutz leider ein weiterer Abstieg der Wirt¬
schaft festgestellt werden. Die Lage Badens als Grenzlaud
wirkt sich weiter ungünstig für die Entwicklung seiner ge¬
samten Verhältnisse aus .

Mit wenigen Ausnahmen verzeichnen die hauptsächlichsten
Industrien unseres Landes eine erhebliche Minderung ihres
Absatzes , und sie mutzten zu Betriebseinschränkungen und
Kurzarbeit , in einzelnen Fällen zu Betriebsstillegungen , über¬
gehen. Infolge der Einschränkungen der Investitionstätigkeitin Industrie und Handel und der Verschlechterungder Finanz¬
lage der öffentlichen Hand hat sich die Bautätigkeit währet
des verflossenen Jahres stark vermindert . In Auswirkung
dieser Tatsachen stieg die Arbeitslosigkeit im Verlaufe des
Jahres auf eine ungeahnte Höhe an , wodurch sich die Kauf-
lrast eines grossen Teiles der Bevölkerung verminderte . Die
schlechte Lage der Land- und Holzwirtschaft in Baden hat sich
nicht gebessert . Der Weinbau insbesondere leidet unter Ab¬
satzmangel und ungenügenden Preisen .

Unser Wechseldiskontgeschäft bewegte sich im üblichen Rah¬
men . Der geringere Warenaustausch hatte eine gegenüberdem Vorjahre ermätzigte Inanspruchnahme von Handelswech¬
selkrediten zur Folge. Das Notenausgaberecht unserer Bank
war ab 1. Januar 1930 bis zum Jahresschluh auf 27 Mil¬
lionen Reichsmark bemessen . Unser Notenkontingent haben
wir fast das ganze Jahr hindurch voll nützen können. Das
Reichsbankdirektorium und der Generalrat der Reichsbank ha¬
ben mit ihrer Bekanntmachung vom 15. April 1930 den § 31
des Bankgesetzes in Kraft gesetzt, mit der Bestimmung, datz
dieser Beschluss gleichzeitig mit dem neuen Plan in Krafttritt . Dadurch ist mit dem Inkrafttreten des neuen Planes
auch der § 9 des Privatnotenbankgesetzes vom 30 . August 1924
in Wirksamkeit gesetzt worden.

Die Umsätze in festverzinslichen Werten waren in der ersten
Jahreshälfte lebhafter . Die Steigerung deren Kurse wirkte
sich günstig auf unsere Bestände aus . Das Effektenkommis-
sionsgeschäft ist auch im vergangenen Jahre unbefriedigend
geblieben.

Es wird vorgeschlagen , auf die Vorzugsaktien ein« Divi-
dende von 6 Prozent , auf die Stammaktien eine Dividende von
10 Prozent zu verteilen , der Beamtenunterstützungskaffe den
Betrag von 4972,20 Reichsmark zuzuweisen und 200 000 Reichs¬
mark auf neue Rechnung vorzutragen .

Bon dem laut Gewinn - und Verlustrechnung sich ergebenden
Gewinn für 1930 von 1009 817,28 Reichsmark entfallen zu¬
nächst 4 Prozent Gewinnanteil auf die Vorzugs - und Stamm¬
aktien 332000 Reichsmark, für Tantiemen des Aufsichtsrats
sind zu verwenden 85 602,03 Reichsmark, zur Ergänzung der
Dividende der Vorzugsaktien auf 6 Prozent und der Stamm¬
aktien auf 5 Prozent sind nötig 86 000 Reichsmark. Der Ge¬
winnanteil des Staates beträgt 101 243,05 Reichsmark. Dazu
kommt der Vortrag ans Geschäftsjahr 1929 mit 200 000
Reichsmark, zur Erhöhung der Dividende der Stammaktien
auf 10 Prozent sind zu verwenden 400 000 Reichsmark.

Generalversammlung am 14. März , mittags 12 Uhr in
Mannheim .

Firma Steiner G. m. b. H ., Weingroßhandlung, » arlsrnhe .
Die am Mittwoch abgehaltene Gläubigerversammlung der Firma
Steiner G . m. b. H ., Weingrosshandlung in Karlsruhe, hat si .9
einstimmig für die Eröffnung des Vergleichsverfahrens ausge¬
sprochen.

Keine neue » Packungen für Tabak notwendig . Entgegen anders¬
lautenden Nachrichten über eine Verfügung des Reichsfinanzmini¬
steriums, wonach angeblich in Zukunft der Tabak nur in Packun¬
gen von 40 und 80 Gramm in den Handel kommen darf, erfahren
wir von unterrichteter Seite , dass die betr. Verfügung den Fabri¬
ken freie Hand lässt, ob sie den Tabak in Packungen von 40 und 80
oder , wie bisher, von 50 und 100 Gramm verkaufen wollen .

Keine allgemeine Mieterhöhung für die Stadtgemeinde Weil.
Der Gemeinderat von Weil a . Rh . sprach sich , nachdem er die
Besprechungen über die Abänderung des Wohnungsmangel ,
gesetzes entgegengenommen hatte, dahin aus , dass eine allge¬
meine Mieterhöhung von 5 Proz . für die Stadtgemeinde Weil
vorläufig nicht in Betracht kommt .

Ans dev LandeSbantMadt
Die Karlsruher Studeute » gegen Gumbel . Die Studen¬

tenschaft der Karlsruher Technifchen Hochschule befasste sicham Mtttwoch mit dem FM Gumbel. Rach einem Referateines Herdewerger Sludenlen wurde eine Entjchliessung an¬
genommen, in der Protest gegen die Auflösung des Heidelber-ger Asta erhoben wird und üre sich dagegen wehrt, dass Pro -
fessor Gumvel zum ausserordentlichen Professor einer deut-
fcheu Universitär ernannt worden sei. Es wurde ferner einvon dem nationalsozialistischen deutschen Studentenbund ein-
gebrachter Antrag angenommen , der ,chie Einführung des
„dlumerus ciausUb " im « inne des Volksdeutschen Problems "
befürwortet . Ferner sollen Vorträge und Sprechabende zurErörterung der diumerus -clausuL-Frage veranstaltet und stati¬
stische Erhebungen gemacht werden.

Colvffeumtheater. Wie uns berichtet wird, geht die mufi.
kalrsche Komödie „Viermal Ehe" heute abend zum letztenmalüber die Bretter . Am Freitag und Samstag verabschiedet sichMargarete Slezak mit ihrem Ensemble in einem buntenAbend „Run » « m Wien", eine bunte Reihenfolge von 10 Bil¬dern aus dern alten und neuen Wien . An diesen Abenden
singt Frau Slezak „Das Gebet" aus Tosca , die Arie aus der
.Hüdin " , aus Land des Lächelns „Ich möchte einmal wiederdie Heimat jeh n " . augerdem den „Ezardas " von Lehar und
„Ein bisschen Feuer " von Benatzky . Ausserdem kommen über¬aus lustige Sketche zur Aufführung , u. a . „Der Kranten -
kassenarzt" , eine halbe Stunde beim Krankenkassenarzt mit
seinem Patienten , und „Der Wiener Dienstmann " . Es emp¬fiehlt sich, rechtzeitig Karten im Vorverkauf, ZigarrenhausMehle, Ecke Waldstrasse und Passage, zu besorgen.

Wetterbericht der Bad. Landeswetterwart «, Karlsruhe , vonheute morgen : Auch in unserem Gebiet herrscht jetzt wieder
ausgesprochenes Westwetter . Die Winde haben schon gesternaufgefrischl gleichzeitig sind leichte Niederschläge gefallen.Unter dem Einflüsse der ozeanischen Luftzufuhr sind ferner die
Temperaturen allgemein gestiegen ; sie lagen heute früh inder Ebene 5 Grad über Null/ im Gebirge noch etwas unterNull . Eine wesentliche Änderung des eingetretenen Witte¬
rungscharakters ist vorerst nicht zu erwarten . Voraussage :
Fortdauer des meist bedeckten und windigen Wetters , zeit¬
weise leichte Niederschläge.

Wafserstünde: Waldshut 198 plus 5, Basel 8 minus 6,Schusterinsel 61 plus 4, Kehl 207 minus 2. Maxau 378
minus 5, Mannnheim 270 minus 7, Caub 205 minus 5.

« arvvtttzterr ans Bade«
Vom Bau der Staustufen Hirschhorn und Rockenau

bld . Eberbach, 26. Febr . Zum Bau der Staustufe Hirschhor «
hat der Gerätetransport bereits eingesetzt , so dass damit zu
rechnen ist, dass die Arbeiten in Bälde ausgenommen werden.Mit dem eigentlichen Bau an der Rockeuauer Schleuse wird
man nicht vor Ende Mürz rechnen dürfen . Die bisher ge¬
leistete Vorarbeit , die darin besteht , dass der Mutterboden ab¬
gehoben und auf die Seite transportiert wird- und bei der es
sich um 3000 Kubikmeter Erdmassen handelt, sind schon weit
vorangeschritten.

Ein »mfaugreicher BetrugSprozeß in Heidelberg
bld . Heidelberg, 26. Febr . Das Schwurgericht beschäftigte

sich mtt dem Prozess gegen die 53 Jahre alte Besitzerin des
Kino- und Kaffeehauses „Odeon" in Heidelberg, Elise Schul¬ten, geb . Bollenbacher, ihren 42 Jahre alten Schwager, den
Kaufmann August Eisenbeiß, und dessen 48 Jahre alte Ehe¬
frau . Die Anklage lautet auf betrügerischen Bankrott , gegen
Frau Schulten ausserdem auf Meineid . Zur Verhandlungwaren 28 Zeugen und zwei Sachverständige geladen. Der
Angeklagten Schulten gehörte früher das Kino- und Kaffee¬
haus „Odeon"

, das Gloria -Kino und die Palastspiele in Karls -
r»he . Dem Angeklagten Eisenbeiss wirst die Anklage vor,
dass er, trotz der wahren Kenntnis der Dinge , die Machenschaf¬ten seiner Schwägerin unterstützt hat . Seine Frau wird be¬
schuldigt , sich die Einrichtungsgegenstände übereignet lassen
zu haben, obwohl sie gewusst hat , daß sie an ihre Schwester
keine Darlehensforderung hat . Der Staatsanwalt beantragte
gegen die Schulten 1 Jahr 10 Monate Zuchthaus , gegen Eisen-
beitz 10 Monate und dessen Ehefrau 4 bis 5 Monate Gefäng¬nis . Das Urteil wird am Donnerstagnachmittag gesprochen .

Der Bürkle-Prozeß i« Freiburg* Freiburg , 26. Febr . Am gestrigen zweiten Verhan »„ :ngs.tag des Bürkle-Prozefles wurden , wie gemeldet, die beidenAngeklagten Bürkle und Herling eingehend vernommen . Amheutigen Donnerstag wurde mit der Zeugenvernehmung begon¬nen . Mit grosser Spannung sah man den Aussagen desProkuristen Hahn und des Bankier Lieber entgegen, der be¬kanntlich bei dem Konkurs Bürkle 2 Millionen SchweizerFranken etngebüsst hat . Die Meldung , daß Lieber nicht zumProzess erscheinenwerde, ist unrichtig ; er weilte bereits gesternin Freiburg und hatte sich verpflichtet. Donnerstag vormittagvor Gericht zu erscheinen.
Arthur Lieber (Biffone-Lugano ) hatte Bürkle 1925 in

Frankfurt a. M. kennen gelernt und sich entschlossen , alser seine Kommanditbeziehungen zu dem Bankhaus
Schneider löste, mit der Bürkle -Bank zusammenzuarbeiten .Er lieh sein Konto auf die Bürkle-Bank überweisen , nachdemer entsprechende Sicherungen in Form von Grundschuldbrie¬
fen erhalten hatte . Lieber stellte entschieden in Abrede, dem
Bankhaus Generalvollmacht erteilt zu haben . Da Bürkle und
Herling einen guten Eindruck auf ihn machten, habe er eine
grössere Einlage in das Bankhaus gemacht . Auf Veranlas -
lung von Herling habe er auch Kreditunterlagen zur Beschaf -
fung eines Kredites für den Klosterneubau St . Trudbert zur
Verfügung gestellt . 1928 sei er von einem gewissen Reppert,der ber Bürkle durch Effektenspekulationen erheblich Geld ver¬
loren habe, vor der Bürkle -Bank gewarnt worden. Er wurde
durch einen Brief einer bekannten Freiburger Persönlichkeit
beruhigt . Später widerrief dieser Reppert seine Behauptun -
gen. Es wurde festgestellt , dass von Mitte 1928 bis August1929 dem Reppert vom Bankhaus Bürkle monatlich 300 bis
400 JitA ausbezahlt wurde, wie man vermutet , als Schweige,
gelber. Schliesslich wurde Lieber doch misstrauisch und beab¬
sichtigte , seine Einlagen zurückzurufen, erklärte sich jedoch be¬
reis langsam mit dem Abbau seiner Positionen bei Bürkle
vorzugehen.

DZ . Heidelberg, 25 . Febr . Die Heidelberger Klinikerschaftund die Bereinigung Heidelberger Verbindungen ehrten gesternabend Geh. Rat Krehl anlässlich seines bevorstehenden Rück¬
tritts von der Leitung der Neuen medizinischen Klinik durcheinen Fackelzug . Auf die Begrüßungsansprache des Spre¬
chers der Studentenschaft vor dem Hause Krehls , hielt der
Gelehrte eine von begeisterter Liebe zum Vaterlande getra -
aene Rede, die in ein Hoch auf die Ruperto Carola ausklang .

DZ . Heidelberg» 25. Febr . Eine der ersten Damen , die die
Staatsprüfung für das Lehramt an höheren Schulen in Ba¬
den abgelegt haben, Fräulein Sophie Schmitt , rst im 52. Le¬
bensjahre durch den Tod aus ihrem Wirkungskreis gerissenworden . Seit 1916 wirkte sie an der hiesigen Höheren Mäd¬
chenschule, zuerst als Lehramtspraktikantin , seit 1920 als Pro¬
fessorin .

DZ . Affamstadt (Amt Tauberbischofsheim), 25. Febr . Die
fett längerer Zeit hier herrschende Grippe nimmt seit kurzemeinen bösartigen Charakter an . Es werden von ihr meistens
Personen im Alter von 70—80 Jahren betroffen . Innerhalb8 Tagen sind 4 Todesfälle zu verzeichnen. Seit Neujahr hat
man hier 10 Leute zu Grabe getragen .

DZ. Freiburg t. Br „ 25. Febr . Der Vorstand des Deut¬
schen ReichsauSschuffeS für Leibesübungen hat auf Anregung
seines badischen Mitgliedes, Oberregierungsrat Brossmer, ein¬
stimmig beschlossen, dem um die Förderung der Leibesübungen
hochverdienten Freiburger Universitätsprofeffor Geh. Rat vr .meä . Aschoff, die Adlerplakette zu verleihen.

DZ . Freiburg i. Br „ 25. Febr . Die Gehälter der kanfmä«-
«ische » Angestellten im Handelskammerbezirk Freiburg sind
auf Grund freier Vereinbarung zwischen den beteiligten Ge¬
werkschaften und Arbeitgeberverbänden um 5 Proz . gekürzt
würden. Ausgenommen von der Kürzung wurden die Ge¬
hälter bis zu 125 3tM . Die Neuregelung tritt mtt Wirkungvom 1 . März 1931 in Kraft und ist erstmals auf den 30. Sep -
tencher mit vierwöchentlicherKündigungsfrist kündbar.

bld . Überlingen, 26. Febr . Das von der bayerischen Eisen¬
bahnverwaltung in Bau gegebene Diesel-Motorschiff Kemp¬ten" ist jetzt in Dienst gestellt worden, das zweite Schiff
„Augsburg " wird Ende April fertig . Die beiden Schiffe ha¬
ben ein Fassungsvermögen für je etwa 400 Personen . Die
Schiffe sollen hauptsächlich für Pendelfahrten und für den
Winterdienst dienen und ausserdem im Sommer für Sonder¬
fahrten verwendet werden.

Sonntag , den 1. März , 12 Uhr

Gedächtnis-Feier
im grossen Saale der Festhalle

Mitwirteude : Franz Philip». Direktor der Bad.
m Hochschule für Musik ; Orchester de» Badischenmm LandeSthealer», Leitung Generalmusikdirektor

Josef Sri »» ; Mannergesangverein Liederdalle ,
Leitung Studirnrat Hugo Rahner ; Ansprache
Kirchenrat D. Hesselbach« , Baden-Baden.

1. Orchester : Allegro non troppo (1. Satz) au» der II . Siasoniell -Dur OpuS 73 . Johanne » Brahms
3. Orgel : Canzone 6 -Roll au» den Monologen Opu» «r . . . . Max Reger
3. MSnnerchor: „Aü da« Baterland" . . . lkonradin Kreutzer
4. Ansprache
5. MSnnerchor: „Ich hatL einen Kameraden" . . . . . . Friedrich Sstcher
& Orgel : Au« den ChoralvorspielenOpu« 17, „Jesu, ,« dir

rufen wir" . . . Franz Philipp
7. Mannerchor und Orchester : „Licht muß wieder werden" . . . Ott » Siegl
8. Orchester : Egmoni-Ouvertüre . Ludwig «an Beethoven

Wir laden die gesamte Bevölkerung zur Teilnahme ein. Einzeleinladungenergehe«
nicht. Dir Teilnehmer werde « gebeten, in der Bedeutung de» Tage« angemessener
Kleidung , n erscheinen. Der Eintritt ist frei . Programme füw in der Fefthalle
für 20 Rpf. erhältlich . Für Schwerkriegsbeschädigte und ältere Hinterbliebenewerden in den »ordere» Reihen bi» 11 ' /« Uhr Plätze freigehalien, wo auch Plätzefür Bertreter der « «Hörden fichergestellt sind. K.9SS

vrtsgnM üarlsruhs des Landesverband« Aden
Deutsche MMöderWrge

8M. WMlhe) KplllkO ÜSiligshssen. Mm
Bilanz auf 31. Dezember 1930

Vermöge « Xä, Verbindlichkeit «« X#
1 . Kassenbestand . . . . 8237,38 1 . Spareinlagen . . . . 1066902,95
2. Guthaben bei Banken, 2. Aufwertungs -

Girozentralen und Post- spareinlagen . . . . 442 878, —
scheckamt . 91772,92 3 . Giro- und Kontokorrent-

3. Wertpapiere . . . . - 0- einlagen . 49 499,55
4. Wechsel . 3 392,10 4. Sonstige Einlagen . • - ,-
5. Darlehen a . Hypotheken 897 595,81 5. Anlehens- und andere
8. Darlehen in lfd . Rech- Schulden . 16500,—

nung an Private . . 156983.44 6. Ausgaberückstände . • 3,35
7 . Darlehen «-Schuldschein 8345534 7. Rücklagen
8. Darlehen a . Gemeinden 40 398 .45 a) gesetzl. Reservefonds . 80606,62
9. Aufwertungsfordern,ig . 352 159,93 b) Sonde rrücklage • • 837,39

10. Einnahmerückstände - 47 553,56 8. Reingewinn . 24 326,57
11 . Grundstücke u - Gebäude 4 -
12. Gerätschaften . . . . 1 -

1681 554 .43 1 681 554,43

Berechnung der Rücklage
Die gesehliche Rücklage hat zu betragen :

8 »/. au » 1116 402ch0 äb» Einlagen . . . . 89 312,20 m
Sie beträgt auf Schluss des Jahre » 1930 . . 104 933,19 XS

Somit mehr . . . 15 620.99 S*
Königshofen , den 14. Februar 1931 . R .313

Der 8*tHfen»>« de» Ver» «lt«irgSrat» ! Der « efchäftSleiter :
Hof mann . Stein .

A .475. Karlsruhe . Über
das Vermögen der Firma
Karl Fretz , Inhaber W.
Friedrich in Karlsruhe ,
Kaiserstr. 113, wurde heute
vormittag 9 Uhr das Ver¬
gleichsverfahren zur Ab¬
wendung des Konkurse»

eröffnet . Zur BertrauenS -
perfon wurde Rechtsan¬
walt I . Löwe in Karls¬
ruhe, Kaiserstr. 50. bestellt .
Dem Schuldner wurde ge¬
mäss 88 50. 51 und 54 BO .
allgemein verboten, über
die Vermögensstücke der

Firma oder das Privatver¬
mögen ohne Zustimmung
der Vertrauensperson zu
verfügen. Termin zur Ver¬
handlung über den Ver¬
gleichsvorschlag ist bestimmt
auf : Freitag , den 20. März
1931, nachmittag» 4 Uhr»

vor das Amtsgericht Karls¬
ruhe . Akademiestraye 8,I .Stock, Zimmer 40. Karls¬
ruhe, den 24 . Febr . 1931.
Geschäftsstelle des Amts¬

gerichts A 9.

MW« Landestzeater
Freitag , den 27 . Febr - 1931

* F 17 /Freitagmiete )

SmivaSajM
Trauerspiel von Lesfing

Regie : Kienscherf

Mitwirkend« :
Bertram , Frauendorfer ,
Schreiner. Brand , Dahlen »
Gemmecke , Graf , Kühne,
HöckerZustLuther .Schulze,

H- Kienscherf
Anfang 20 Ende 22 ' /,

Preise A (0,70- 5 XM)

Sa . 28 . 2. Neu einstudiert :
Der Rosenkavalier. So . 1. 3.
Nachm - : Emilia Galotti
Abend» : Di« Hugenotten .
Im Konzerthaus : Keine

Vorstellung.
Druck G . Braun , Karlsruhe .
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